
Das Kabinett hat am 12. Septem-
ber im zweiten Durchgang den Re-
ferentenentwurf für das neue Thü-
ringer Hochschulgesetz beschlos-
sen. Es wird jetzt dem Landtag zu
den weiteren Beratungen zugelei-
tet. Die Verabschiedung des Geset-
zes und sein Inkrafttreten sind für
das Frühjahr 2018 vorgesehen. Die
Hochschulen haben dann eine Frist
zur Umsetzung der neuen Struktu-
ren und Vorgaben bis zum 1. Okto-
ber 2019.

Die Notwendigkeit einer Überarbei-
tung des Thüringer Hochschulgesetzes
ergab sich aus einem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts, das eine stär-
kere Beteiligung der Hochschullehrer
an allen Entscheidungen in den Berei-
chen Forschung und Lehre verlangt.
Zugleich gibt der Koalitionsvertrag der
rot-rot-grünen Landesregierung eine
Stärkung der Rechte Studierender und
eine Verbesserung der Beschäfti-
gungsbedingungen an den Hochschu-
len auf. 

Um bei der Novellierung des Geset-
zes die Interessen der Hochschulak-
teure mit zu berücksichtigen und diese
am Neuentwurf zu beteiligen, hatte
das Wissenschaftsministerium im Ja-
nuar 2016 den Thüringer Hochschul-
dialog gestartet, in dessen Rahmen
Diskussionsrunden an allen Hoch-
schulstandorten stattfanden. In sie-
ben Regionalforen wurden Forderun-

gen und Positionen vorgetragen.  
Für Christian Schaft, hochschul- und

wissenschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE im Landtag, wird
das neue Thüringer Hochschulgesetz
„im bundesweiten Vergleich Maßstäbe
für Beteiligung und Mitbestimmung an
den Hochschulen setzen“. 

Die geplante Verankerung paritäti-
scher akademischer Gremien und die
Stärkung der Senate an den Thüringer
Hochschulen sei „dabei auch das Er-
gebnis eines umfassenden zweijähri-
gen Beteiligungsprozesses, bei dem al-
le Statusgruppen Verbesserungen ein-
gefordert haben“. Der Abgeordnete

verwies zudem auf zahlreiche weitere
Verbesserungen im Gesetz, die seitens
der LINKEN „eindeutig begrüßt wer-
den. Es ist wichtig, dass wir mit einer
verbindlichen Zivilklausel, mit Kodizes
für Gute Arbeit in der Wissenschaft, ei-
ner Stärkung der Bereiche Gleichstel-
lung und Diversität die gesellschaftli-
che Verantwortung der Thüringer
Hochschulen mehr in den Fokus neh-
men. Auch die Regelung zur Bauher-
renfunktion für die Friedrich-Schiller-
Universität Jena und andere Hochschu-
len ist ein vernünftiger Kompromiss,
der die Hochschulautonomie weiter
stärkt“.

rung bis zur Förderung neuer Sporthal-
len. Der von der Landesregierung früh-
zeitig vorgelegte Haushaltsentwurf ist
solide und mit Augenmaß aufgestellt:
Wir gestalten mit hohen Investitionen,
sorgen für die Zukunft vor und bauen
die von den CDU-Regierungen hinter-
lassenen Schulden und in sogenannte
Sondervermögen versteckten Altla-
sten ab.“

Susanne Hennig-Wellsow: „Aber 
da haben Mike Mohring und seine
Dagegenpartei nichts zu bieten“

Ebenso wie in der Plenardebatte zur
Einbringung des Doppelhaushalts hat
die CDU erneut ihre derzeitige haus-
haltspolitische Inkompetenz bewiesen.
Dazu Susanne Hennig-Wellsow weiter:
„Die CDU muss sich entscheiden, was
sie will: Ideologisch begründetes Spa-
ren auf Kosten der Bürger oder einen
handlungsfähigen Staat. Wer mehr Si-

Mit der Generalaussprache in der
Sitzung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses am 15. September im
Thüringer Landtag, an der Minister-
präsident Bodo Ramelow und Fi-
nanzministerin Heike Taubert teil-
genommen hatten, begannen die
Ausschuss-Beratungen zum Ent-
wurf des Landesdoppelshaushalts
2018/19. Aus diesem Anlass er-
klärte die Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE Susanne Hennig-Well-
sow:

„Wir investieren in ein soziales Thü-
ringen - und zwar für alle Menschen.
Mehr Geld für Bildung, Schulen und Ki-
tas, gute Arbeit, Sicherheit, Gesund-
heit, Kultur und die Kommunen, so ma-
chen wir den Freistaat zukunftsfest
und gerechter. 

Der Erhalt und Ausbau der öffentli-
chen Infrastruktur ist ein wichtiger
Schwerpunkt – von der Schulsanie-

Thüringer Hochschulgesetz 
für mehr Mitbestimmung  

Haushaltsberatungen: Investitionen für ein gerechtes Thüringen
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Christian Schaft: Mit verbindlicher Zivilklausel die gesellschaftliche Verantwortung der Hochschulen im Fokus

Gegenüber der Thüringischen Lan-
deszeitung (TLZ) hatte Christian Schaft
betont: „Wir brauchen eine einheitliche
Form der Zivilklausel für alle Hoch-
schulen und zudem eine Kontrollin-
stanz.“ 

Ethikkommission 
zur Rüstungsforschung

Diese Aufgabe sollte eine Art Ethik-
kommission übernehmen, die grundle-
gend prüft, wem die Rüstungsfor-
schung nützt und die darüber entschei-
det, ob sie moralisch vertretbar ist
oder nicht. Nach den Vorstellungen
des LINKE-Abgeordneten sollte dieses
Gremium jeweils an den Hochschulen
angesiedelt und mit Professoren, wis-
senschaftlichen Mitarbeitern und Stu-
dierenden besetzt sein.

Jedenfalls freut sich Christian Schaft
„nun auf das ausführliche mündliche
Anhörungsverfahren im Landtag. Ich
bin sehr gespannt auf die Einschätzun-
gen und Bewertungen, welche uns im
parlamentarischen Verfahren begeg-
nen werden. Ich erhoffe mir hierbei
insbesondere nochmals Impulse in Be-
zug auf die Arbeitsbedingungen, etwa
von Mittelbau, Lehrbeauftragten und
studentischen Beschäftigten, und auch
auf das Thüringer Hochschulgebühren-
und entgeltgesetz, wo aus meiner
Sicht noch Nachbesserungsbedarf im
Sinne einer studienfreundlichen Aus-
gestaltung besteht.“

cherheit und bessere Bildung will, der
muss auch Geld für Polizisten, Lehrer
und Schulsanierung ausgeben. Sparen
und Mehrausgaben zugleich, das geht
einfach nicht. 

Glaubwürdige Oppositionsarbeit
sollte mit konkreten Vorschlägen grun-
diert werden – aber da haben Mike
Mohring und seine Dagegenpartei
nichts zu bieten. Das Mantra vom Spa-
ren auf Kosten der Bürgerinnen und
Bürger führt in die falsche Richtung
und lässt Infrastruktur, Schulen, Stra-
ßen und Spielplätze verkommen. Sozi-
al, gerecht, für alle – das geht nur mit
Rot-Rot-Grün.“

Mike Mohring hatte zur Generalde-
batte im im Haushalts- und Finanzaus-
schuss Rot-Rot-Grün „die geringe
Schuldentilgung, falsche Prioritäten
und ein unverantwortlich hohes Perso-
nalausgabenniveau von drei Milliarden
Euro“ vorgeworfen und erklärt: „Die
Ramelow-Regierung versagt mit Blick

auf eine fürsorgende Personalentwick-
lung völlig und hat einen Schönwetter-
haushalt vorgelegt, der bei schwä-
chelnder Konjunktur und steigenden
Zinsen zu drastischen Einschnitten
zwingen würde.“ Das sei unverantwort-
lich. Andererseits meinte der CDU-
Fraktionsvorsitzende, dass „diese Re-
gierung förmlich in Geld schwimme“
und er forderte: Angesichts der glän-
zenden Einnahmesituation wäre es aus
Sicht der CDU-Fraktion überdies erfor-
derlich, in größerem Umfang Schulden
zu tilgen. Dafür sieht die Ramelow-Re-
gierung in zwei Jahren lediglich 60 Mil-
lionen Euro vor. 

Mohring wörtlich: „Dass es so etwas
wie eine schwächelnde Konjunktur und
steigende Zinsen geben könnte, über-
steigt offenbar die Phantasie der Links-
koalition. Allein ein Prozent Zinserhö-
hung würde Mehrkosten von 160 Mil-
lionen Euro bedeuten.“



380-kV-Trasse steht für
verfehlte Energiepolitik

In Thüringen hatten im Jahr
2016, ähnlich wie auch in den Jah-
ren zuvor, 95 Prozent der Bevölke-
rung im Alter von 25 bis 64 Jahren
mindestens einen Bildungsab-
schluss des Sekundarbereichs II
(Hochschulzugangsberechtigung,
Abschluss einer Lehrausbildung, ei-
ner Berufsfachschule oder Ab-
schluss des Vorbereitungsdienstes
für den mittleren Dienst in der öf-
fentlichen Verwaltung). 

Damit war der Anteil der Bevölke-
rung dieser Altersgruppe mit die-
sem Bildungsstand neun Prozent-
punkte höher als der entsprechen-
de Anteil in der Bundesbevölkerung
(86 Prozent) und 17 Prozentpunkte
höher als der OECD-Durchschnitt
(78 Prozent). Wie das Thüringer
Landesamt für Statistik weiter mit-
teilte, lag der Freistaat damit im
Vergleich aller deutschen Länder
zusammen mit Sachsen an erster
Stelle.                                            

KURZ UND PRÄGNANT
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Den Abgeordneten des Bundestages
komme eine besondere Verantwortung
zu, da sie die gesetzlichen Regelungen
zum Bau des Süd- und Südostlinks
durch Thüringen geschaffen haben. Er
hätte erwartet, dass sich diese Politi-
ker ihrer Verantwortung für die Region
stellen und eine andere Energiepolitik
vorantreiben: „Eine die Strom bezahl-
bar lässt und die eine Zerstörung der
Natur durch die unnötigen Trassen ver-
hindert. Wer sehen will, wie sich das
angebliche Bündelungsgebot mit ande-
ren Infrastrukturmaßnahmen auswirkt,
der braucht nur mal auf den Rennsteig
zu fahren und sich die sogenannte Thü-
ringer Strombrücke anschauen. Ähnli-
ches droht nun dem Werratal und der
Rhön, daher brauchen wir einen Poli-
tikwechsel im Bundestag, der diesem

Am 14. September ist die Stark-
stromtrasse durch den Thüringer
Wald offiziell in Betrieb gegangen.
Die 380-Kilovolt-Leitung verbindet
das Umspannwerk in Bad Lauch-
städt bei Halle mit dem Umspann-
werk in Redwitz in Oberfranken. Für
den energiepolitischen Sprecher
der Linksfraktion, Steffen Harzer,
und viele andere engagierte Bürger,
die jahrelang gegen diese Trasse ge-
kämpft haben, war dies ein trauri-
ger Tag. 

„Die 380-kV-Trasse durch Thüringen
steht für eine völlig verfehlte Energie-
und Netzpolitik. Und es werden bereits
wieder Trassen durch Thüringen ge-
plant, wieder mit der gleichen Begrün-
dung, dass angeblich Windstrom vom

Thüringer auf Platz 1
beim Bildungsstand 

Norden in den Süden zu transportieren
sei. Dabei war diese Begründung
schon für die jetzt eingeweihte Trasse
falsch“, sagte der LINKE-Politiker.

„Nicht nur dass durch die 380-kV-
Trasse hauptsächlich Braunkohlestrom
aus den mitteldeutschen Braunkohle-
revieren transportiert wird, nun soll
mit dem geplanten Südlink u.a. Strom
aus Steinkohlekraftwerken an der
Nordsee in den Süden geleitet und die
dortige Fehlplanung in der Energieer-
zeugung in unserer Landschaft zemen-
tiert werden.“ Es grenze an einen
Skandal, dass die bereits im vorange-
gangenen Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren vorgebrachten Anre-
gungen, Hinweise und Kritiken „auch
heute wieder nicht beachtet und ein-
fach beiseite geschoben werden“.

In ihrer dritten Sitzung hat die
Landtags-Enquetekommission am
12. September die Sachverständi-
genanhörung zu Ursachen, Formen
und Folgen der Verbreitung rassi-
stischer Einstellungen und Diskri-
minierung fortgesetzt und weitere
sachverständige Kommissionsmit-
glieder angehört. 

Bereits in der Sitzung am 15. Au-
gust hatten Ozan Keskinkılıç (Alice
Salomon Hochschule Berlin) und
Koray Yılmaz-Günay (Vorstandsmit-
glied im Migrationsrat Berlin-Bran-
denburg) die Konstruktion von
„Rassen“ und die Funktion von
Rassismus und Diskriminierung zur
Rechtfertigung von Zugangsbe-
schränkungen zu Ressourcen be-
schrieben und kritisiert, dass in ak-
tuellen Diskursen existierende
„Vielfalt“ ausgeblendet werde. Jetzt
hatte Ayşe Güleç (Kulturzentrum
Schlachthof Kassel) den Bezug zur
Opferperspektive NSU hergestellt
und den Bogen zu migrantischem
Wissen gezogen.

„Die Sachverständigenanhörung
zeigt mögliche Handlungsfelder,
auf denen institutionelle sowie or-
ganisatorische Bedingungen von
Diskriminierung durch Landespoli-
tik bearbeitet werden können“, so
Sabine Berninger, Obfrau der
Linksfraktion in der Enquete. „Mit
der für die weitere Arbeit vorgese-
henen Einbeziehung von Strategien
gegen Rassismus und Diskriminie-
rung nicht nur Thüringer Behörden,
sondern auch anderer Bundeslän-
der und Einrichtungen in EU-Län-
dern, erhoffen wir uns eine gute
Basis für zu entwickelnde Strate-
gien und Maßnahmen, die in Thü-
ringen umsetzbar sind.“               

Anhörung der Sachver-
ständigen in Enquete 

Steffen Harzer: Und weitere Projekte zementieren die Fehlplanung in unserer Landschaft 

Hass, Gewalt und Volksverhetzung auf AfD-Demonstration in Jena
mitische „U-Bahn-Lied“ gesungen mit
dem Text: „Eine U-Bahn, eine U-Bahn,
eine U-Bahn bauen wir. Von der JG
(Junge Gemeinde Jena, d.R.) bis nach
Auschwitz.“ 

Einige Teilnehmer der AfD skandier-
ten während des Aufzuges „Hier re-
giert der nationale Widerstand“ und
„Deutschland den Deutschen, Auslän-
der raus!“. 

Zum Übergriff auf Katharina König-
Preuss hatte die Vorsitzende der Frak-
tion DIE LINKE, Susanne Hennig-Well-
sow erklärt: „Dies ist der zweite Vorfall
in weniger als zwei Wochen, bei dem
eine Abgeordnete unserer Fraktion von
einem AfD-Anhänger attackiert wurde.
Die Täter leiten die Legitimation für ihr
strafbares Handeln aus dem von der
AfD transportierten Ideologiefunda-
ment ab, das aus Rassismus, Ausgren-
zung und purer Demokratieverachtung
besteht. Ich bin entsetzt über die um
sich greifende Eskalation. Der Vorfall

verdeutlicht, wie schnell aus den Wor-
ten und der Hetze der AfD auch Taten
werden. Die politische Auseinander-
setzung darf nie in Hass und Gewalt
münden.“ Die Landespolitikerin sieht
eine direkte Verantwortung bei der AfD
für diese Vorfälle. Dazu gehört auch
die durch die AfD im Landtag vorge-
nommenen Diskreditierung der „Jun-
gen Gemeinde Stadtmitte“ (JG), die
sich in Jena für eine weltoffene Gesell-
schaft einsetzt und auch gegen Neona-
zis Farbe bekannte und die Proteste
unterstützte. 

„Die Entwicklung ist besorgniserre-
gend. Wir werden uns davon jedoch
nicht einschüchtern lassen und rufen
alle Demokratinnen und Demokraten
auf, sich weiterhin gegen Antisemitis-
mus, Rassismus und Neonazis zu wen-
den und für eine offene Gesellschaft
einzustehen“, betonte Susanne Hen-
nig-Wellsow.                                                   

Proteste und Anzeigen folgten der
Demonstration und Kundgebung
der Thüringer AfD am 12. Septem-
ber in Jena. Nachdem die LINKE-
Landtagsabgeordnete Katharina
König-Preuss versuchten Raub, Nö-
tigung sowie Beleidigung angezeigt
hatte, gingen weitere Bürger gegen
die AfD vor. So gegen deren Spitzen-
kandidaten zur Bundestagswahl
Stephan Brandner. 

Dieser hatte auf der Bühne die Frage
gestellt „Kann den mal einer abschie-
ßen?“ und meinte den über der Veran-
staltung kreisenden Polizei-Hub-
schrauber. Reinhard Schramm, Vorsit-
zender der jüdischen Landesgemeinde
Thüringen, und Superintendent Seba-
stian Neuß vom evangelischen Kir-
chenkreis Jena begründeten in einer
gemeinsamen Stellungnahme ihre An-
zeige gegen Teilnehmer der AfD-De-
monstration mit dem Tatbestand der
Volksverhetzung. Es wurde das antise-

Jahrelang hatten Bürger
und Bürgerinitaitiven - be-
sonders engagiert im Ilm-
Kreis und in Südthüringen -
gegen den Bau der 380-kV-
Leitung protestiert.

Wahnsinn ein Ende bereitet und eine
Energiepolitik vorantreibt, die regional,
dezentral und erneuerbar funktioniert,
die die Bürger, Kommunen und Stadt-
werke aktiv und wertschöpfend mit
einbezieht“, so Steffen Harzer.           



„Wir brauchen in Deutschland end-
lich ein kollektives Klagerecht“, so
der Thüringer Verbraucherschutzmi-
nister Dieter Lauinger angesichts der
weiterhin großen Verunsicherung der
Betroffenen des Dieselskandals.
Doch während europaweit der kollek-
tive Rechtsschutz gestärkt wird,
bleibt die Bundesregierung untätig
und bringt nach wie vor keinen Ge-
setzentwurf zur kollektiven Rechts-
durchsetzung auf den Weg. 

„Nach jetziger Rechtslage müssen
sie sich jeweils einzeln gegen die Me-
thoden der Autokonzerne wehren,
wenn sie sich nicht auf Geschäftsmo-
delle privater Anwaltskanzleien ein-
lassen möchten. Ein kollektives Kla-
gerecht würde ihnen sehr helfen.“ 

Auf dem sechsten Thüringer Kin-
dergipfel in Weimar, dessen Motto in
diesem Jahr lautete „Kinder reden –
Erwachsene hören zu“, haben drei
Tage lang rund 100 Kinder im Alter
von zehn bis 16 Jahren über Thürin-
gens Zukunft diskutiert. Am 16. Sep-
tember, dem Abschlusstag, überga-
ben sie einen Zukunftsvertrag an den
Thüringer Bildungsminister Helmut
Holter (LINKE). Darin erläutern sie,
wie sie sich ein zukunftsfähiges Thü-
ringen vorstellen. Die Kinder fordern
unter anderem, dass sie auf Landes-
ebene schon ab 16 Jahren und auf
Bundesebene ab 17 Jahren wählen
dürfen. Weitere Themen waren Um-
weltschutz, modernere Unterrichts-
materialien in Thüringer Schulen und
mehr Tierschutz.                                    

Auf die Elektrifizierung der Mit-
te-Deutschland-Verbindung Wei-
mar-Gera-Gößnitz - ihre Finanzie-
rung und den Zeitplan - haben sich
am 13. September Ministerpräsi-
dent Bodo Ramelow und Bundes-
verkehrsminister Alexander Dob-
rindt verständigt. Ramelow sagte,
dass sich Thüringen damit zu ei-
nem „Bahnknoten der Superlative“
entwickele.

Dr. Gudrun Lukin, Sprecherin für
Verkehrspolitik der Linksfraktion,
wies darauf hin, dass Thüringen
vorausschauend im Haushalt not-
wendige Mittel in Millionenhöhe
für Vorbereitungsmaßnahmen zur
Verfügung gestellt habe. „Das Pro-
jekt schafft die Voraussetzungen
für möglichen Fernverkehr auf der
Mitte-Deutschland-Verbindung, ei-
ne wesentlich bessere Anbindung
Jenas an die Städtekette in Rich-
tung Erfurt/Gera und ist zudem
ein wichtiger Beitrag für den Kli-
maschutz.“ Langfristig könne sich
auch der Bahnhof Jena-Göschwitz
zu einer wichtigen Umsteigerelati-
on entwickeln. 

„Nun geht es auch darum, weite-
re Strecken, wie Gotha-Leinefelde,
in ein vordringliches Elektrifizie-
rungsprogramm aufzunehmen. Es
stünde der zukünftigen Bundesre-
gierung gut zu Gesicht, wenn sich
Bund und Bahn auf ein großflächi-
ges Elektrifizierungsprogramm
verständigen könnten. Das gilt
auch für die verstärkte Förderung
von Straßenbahnen und E-Bussen
in Kommunen. Sie sind der Schlüs-
sel für eine zukunftsfähige Ver-
kehrsinfrastruktur“, sagte Gudrun
Lukin.

Landtagssitzungen:
Die nächsten planmäßigen Ple-

narsitzungen des Thüringer Land-
tags finden statt (jeweils Mittwoch
bis Freitag) in der Zeit vom 27. bis
29. September und vom 1. bis 3.
November sowie von Dienstag,
den 12., bis Freitag, den 15. De-
zember. 

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen bitte rechtzeitig
in der Geschäftsstelle der Links-
fraktion melden (Tel. 0361
3772295).

Über die Aktivitäten der Links-
fraktion immer auf dem Laufenden
im Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

Zu einem Fachtag zum Thema „Art-
gerechte Tierhaltung“ lädt die Frakti-
on DIE LINKE am Dienstag, den 17.
Oktober, in der Zeit von 11 bis 16.30
Uhr in den Thüringer Landtag ein
(Raum F 201). Dazu die agrarpoliti-
sche Sprecherin der Fraktion, Dr. Jo-
hanna Scheringer-Wright: „Wir möch-
ten mit diesem Fachgespräch Mög-
lichkeiten alternativer Tierhaltung
vorstellen lassen und diese zur Dis-
kussion stellen. Dazu haben wir kom-
petente Referenten eingeladen. Die-
se Vorschläge wollen wir mit Thürin-
ger landwirtschaftlichen Akteuren
und Bauern diskutieren. Wir möchten
im Ergebnis dieses Fachgesprächs
Anregungen für unsere politische Ar-
beit sammeln, um uns mit konkreten
Forderungen einzubringen.“
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WICHTIGE TERMINE

Tierhaltung Klagerecht Kindergipfel

Elektrifizierung

weise, Veränderungen sind möglich,
wenn es Mehrheiten für eine andere
Politik gibt.“ Bewegt hat die LINKE-Po-
litikerin auch die Aussage einer Teil-
nehmerin, die gleich nach der Wende
arbeitslos geworden war. Erst habe es
geheißen, ihre Kinder seien zu klein,
dann, sie sei zu lange aus dem Arbeits-
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„Und schließlich sagte
man ihr, sie sei zu alt“
Bewegende Aussagen von Teilnehmern des Thüringer Arbeitslosenparlaments

Die Tagung des Thüringer Arbeits-
losenparlaments am 5. September
im Erfurter Landtag, an der 180
Menschen teilgenommen haben - so
viele wie noch nie -, „hat mich stark
beeindruckt“, sagte Ina Leukefeld,
arbeitspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE.

werbslose. Dazu gehört auch die Not-
wendigkeit einer Umverteilung des
Reichtums in der Gesellschaft“, so Ina
Leukefeld.     

Für den Aktiv-Passiv-Transfer

In ihrem ausführlichen Redebeitrag

leben raus. Schließlich sagte man, sie
sei zu alt. Erst jetzt habe sie durch die
öffentliche geförderte Beschäftigung
die Chance bekommen, wieder einer
Arbeit nachgehen zu können. Dafür sei
sie sehr dankbar.

In einer gemeinsamen Erklärung, die
einstimmig verabschiedet wurde, for-
derten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer eine Erhöhung des Regelsat-
zes bei Hartz IV, die Einführung einer
Kindergrundsicherung in Höhe von
500 Euro, eine realistische Arbeits-
marktstatistik, ein Programm für öf-
fentlich geförderte Beschäftigung
durch den Bund nach dem Thüringer
Beispiel und eine gerechte Steuerpoli-
tik, um das finanzieren zu können.

„Diese Forderungen bestärken die
LINKE in ihrem Bemühen um eine ehr-
liche Politik für Beschäftigte und Er-

hatte Ministerin Heike Werner auf die
vergleichsweise geringe Arbeitslosen-
quote verwiesen, die allerdings erkauft
sei durch Niedriglohn und Leiharbeit.
Die Arbeitsmarktpolitik gehöre zu den
Schwerpunkten der Landesregierung.
Notwendig seien mehr Möglichkeiten
für langzeitarbeitslose Menschen, die
ihnen sinnvolle, längerfristige und exi-
stenzsichernde Arbeit bieten. So enga-
giert sich die Ministerin für den soge-
nannten Aktiv-Passiv-Transfer, mit
dem Arbeit statt Arbeitslosigkeit finan-
ziert wird, indem alle Geldmittel, die
ein Hartz-IV-Empfänger erhält, zusam-
mengefasst werden. 

Leider fehle die Unterstützung durch
die Bundesebene, aber Thüringen habe
damit begonnen und stelle jährlich 7,5
Millionen Euro für entsprechende Pro-
jekte zur Verfügung.                                 

Die Erwerbslosen
hatten den Kandida-
tinnen und Kandida-
ten für den Deutschen
Bundestag aus ver-
schiedenen Parteien,
für die LINKE Anke
Hofmann-Domke, ihre
Fragen gestellt „und
brachten zugleich un-
missverständlich ihre
Meinung ein“, so die
Abgeordnete weiter.

Dabei sei es vor al-
lem um Maßnahmen
zur Verhinderung von
Altersarmut und mehr
Möglichkeiten für öf-
fentlich geförderte Be-
schäftigung gegangen. Auch das The-
ma armutsfeste soziale Grundsiche-
rung ohne Sanktionen habe eine Rolle
gespielt.

Gemeinsame Erklärung
einstimmig verabschiedet

Mit Verweis auf die Ausführungen
von Heike Werner, Ministerin für Arbeit
und Soziales (LINKE), vor dem Arbeits-
losenparlament betonte Ina Leukefeld:
„Die Ministerin hat sehr konkret zu den
bisher erreichten Ergebnissen einer ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik unter Rot-
Rot-Grün in Thüringen gesprochen und
viel Zustimmung gefunden. Die Gäste
von Gewerkschaften und Erwerbslo-
seninitiativen aus anderen Bundeslän-
dern äußerten sich beeindruckt und
machten deutlich, dass Thüringen be-



Viele Petitionen kamen
zum Thema Bildung
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klären, ob sich die Situation im Sinne
der Petenten verbessert hat. 

„Wir sind super zufrieden mit der
Veranstaltung – es hätte nicht besser
laufen können. Eltern konnten sich mit
Schulleitern austauschen, ohne dass
sie direkt miteinander betroffen sind.
Es war eine sehr offene und konstrukti-
ve Diskussion“, fasste Anja Müller zu-
sammen. 

Vernetzungstreffen im Oktober

Auf Einladung der Fraktion DIE LIN-
KE findet am Freitag, den 13. Oktober,
im Thüringer Landtag das erste bun-
desweite Vernetzungstreffen im Be-
reich „Petitionswesen“ statt. Bei den
Teilnehmenden der Veranstaltung han-
delt es sich um LINKE-Abgeordnete
der Petitionsausschüsse des sächsi-
schen Landtages, der Berliner Bürger-
schaft und des Landtages Mecklen-
burg-Vorpommern. Gemeinsam wollen
sich die Abgeordneten über die unter-
schiedlichen Arbeitsweisen der Petiti-
onsausschüsse, die unterschiedlichen
rechtlichen Rahmenbedingungen aus-
tauschen und gegebenenfalls eine ef-
fektive Zusammenarbeit verabreden.

Auch wollen sich die Abgeordneten
über den Umgang mit freien Petitions-
plattformen wie   openPetition.de aus-
tauschen. Dabei geht es u.a. um die
Frage, wie mit den zugesandten Unter-
schriftenlisten umgegangen wird und
inwiefern freie Petitionsplattformen
Ausdruck einer modernen Form der
Bürgerbeteiligung sind. Auch wird dar-
über zu reden sein, ob es eventuell ei-
ne offizielle Zusammenarbeit mit die-
sen Plattformen geben kann.

Einen ganzen Tag werden die Abge-
ordneten in den Räumlichkeiten des
Thüringer Landtages diese und andere
Themen auf Einladung der LINKEN dis-
kutieren.  

Karsten Melang 

Finanzierung Schulen
in freier Trägerschaft

von Hort-Erzieherinnen in den Lande-
dienst, eine geplante Schließung einer
Berufsschule und die Einstellungspro-
blematik bei Lehrerinnen und Lehrern
sind nur einige Themen, die im Laufe
des Abends angesprochen und bespro-
chen wurden. 

Den Petenten wurde auch der im Juli
erschienene Bericht des Bildungsmini-
steriums zu den Ergebnissen der Kom-
mission „Zukunft Schule“ übergeben.
Dazu bemerkte ein Teilnehmer der Ver-
anstaltung: „Ich empfehle das Lesen
dieses Berichtes – es ist das Beste,
was seit langem aus dem Ministerium
kommt, und das Beste, was es derzeit
gibt“. Petenten und Abgeordnete ha-
ben nach über eineinhalb Stunden re-
ger Diskussion vereinbart, dass offene
Fragen mitgenommen und mit den Ver-
antwortlichen geklärt werden. Auch
möchte die Linksfraktion die Petenten
im Mai 2018 erneut zu einem Ge-
spräch und Austausch einladen, um zu

Auf einen Zeitungsbeitrag reagie-
rend sagte der bildungspolitische
Sprecher der Linksfraktion Torsten
Wolf: „Den freien Schulen in Thürin-
gen ging es noch nie so gut. In den
fünf Jahren unserer Regierungsko-
alition bekommen sie 50,3 Millio-
nen Euro bzw. 37 Prozent mehr
vom Land. Zusätzlich wurden den
Trägern weitgehende Freiheiten
beim Personal gegeben, eine fest-
gelegte Quote für die Fortbildung
und die Sicherheit im weiteren Auf-
wuchs der staatlichen Mittel von
1,9 Prozent jährlich ins Gesetz ge-
schrieben. Damit macht die Koaliti-
on deutlich, dass bei den Schülern
nicht die Herkunft über die Wahl
der Schule entscheiden soll. Thü-
ringen ist nicht nur bei der Finan-
zierung staatlicher Schüler auf
Spitzenplatz 1, sondern in den al-
lermeisten Schularten und auch bei
der Finanzierung der Schüler freier
Schulen auf Platz 1 bis 2.“

Zur Kritik der Träger wegen zu
hoch empfundener Elterngebühren
sagte der Abgeordnete: „Es gibt
das verfassungsmäßige Gebot der
Drei-Säulen-Finanzierung der Schu-
len in freier Trägerschaft. Säule Nr.
1 ist der Trägeranteil, Säule Nr. 2
die Elternbeiträge, Säule Nr. 3 die
staatliche Zuschussfinanzierung.
Das Land finanziert die freien Schu-
len mit 80 bis 85 Prozent und prüft,
ob und in welcher Höhe die Eltern-
beiträge rechtskonform erhoben
werden bzw. steigende Personalko-
sten daran ihren Anteil haben, ob-
wohl bekannt ist, dass die wenig-
sten Träger nach dem oder in An-
lehnung an den Tarifvertrag der
Länder bezahlen. Eine Vollfinanzie-
rung seitens des Staates für freie
Schulen ist verfassungsrechtlich
jedenfalls ausgeschlossen.“          

Ergebnisse der U18-
Wahl in Thüringen

Zum Flüchtlingsurteil des Europäischen Gerichtshofs

UNZ-18-2017

Im Laufe der Legislatur war im Pe-
titionsausschuss des Landtages ei-
ne Vielzahl von Petitionen (Einga-
ben) zum Thema „Bildung“ einge-
gangen. Da Bildung ein großer The-
menschwerpunkt ist, hatten die
Mitglieder des Arbeitskreises Peti-
tionen der Faktion DIE LINKE Anja
Müller, Ronald Hande und Ute Lu-
kasch gemeinsam mit Diana Skibbe
vom Arbeitskreis Bildung am 12.
September mehrere Petenten zu ei-
nem Fachgespräch „Kita und Schu-
le“ eingeladen. 

Dabei waren in den Vorbereitungen
zu dieser Veranstaltung selbstver-
ständlich die Bildungsexperten der
Fraktion einbezogen. Stundenausfall
an einer Regelschule in Südthüringen,
die Problematik bei der Entfristung der
Lehrerinnen und Lehrer für die Beschu-
lung von Flüchtlingskindern, die
Schwierigkeiten bei der Übernahme

Bei der U18-Wahl in Thüringen
am 15. September wurde die CDU
mit 21,6 Prozent gewählt. Die AfD
erhielt 15,69 Prozent von 5702 ab-
gegebenen Stimmen. Die SPD kam
auf 15,37 Prozent. Linke und Grü-
ne lagen mit etwa 10,6 Prozent
gleichauf. Für die FDP stimmten
6,47 Prozent, für Die Partei 5,75
Prozent. Die Piraten und auch die
NPD können bei den Jungwählern
die Fünf-Prozent-Hürde nicht über-
springen. Die Wahl wurde von Ju-
gendlichen für Jugendliche organi-
siert, wie die Thüringer Landesko-
ordinatorin Maria Wischeropp sag-
te. Dafür hatten in Thüringen 61
Wahllokale - vor allem in Schulen -
geöffnet.  Organisiert wurde die
Testwahl vom Deutschen Kinder-
hilfswerk, dem Deutschen Bundes-
jugendring und anderen Jugendver-
bänden.                                        

Die Slowakei und Ungarn sind mit
einer Klage gegen eine Flüchtlings-
quote in der EU vor dem Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) am 6.
September gescheitert. Die Zurück-
weisung der Klage stützt die bereits
im Juni gegen Ungarn, Polen und
Tschechien eingeleiteten Vertrags-
verletzungsverfahren. 

Bisher zeigten sich alle drei Regie-
rungen davon unbeeindruckt und es ist
nach Ansicht der Flüchtlingspolitikerin
der Thüringer Linksfraktion, Sabine
Berninger, „auch nicht zu erwarten,
dass der Beschluss daran etwas än-
dert. Im Gegenteil kann eigentlich Ge-
flüchteten auch nicht gewünscht wer-
den, dass sie in solchen Ländern mit
einer zunehmend ausländerfeindli-
chen, rassistischen Stimmung in wei-
ten Teilen der Bevölkerung – die ja

auch zur Wahl dieser Regierungen führ-
te – umgesiedelt werden“. Mitglieds-
staaten zur Aufnahme „zu zwingen“,
hält die Abgeordnete nicht für sinnvoll.

„Solidarische Verantwortungsüber-
nahme, eine solidarische gemeinsame
Asylpolitik sollte meines Erachtens
durch eine deutlich bessere finanzielle
Unterstützung der aufnahmebereiten
Staaten und eine Art Umlagefinanzie-
rung sowie empfindliche Vertragsstra-
fen für die Verweigernden versucht
werden. Der viel beschworene ’Raum
der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts, Europa’ ist leider insbesondere
für Schutzsuchende noch lange nicht,
was wir uns darunter vorstellen. Mit
dem Festhalten am Dublin-System
bleibt die Verantwortung für Geflüchte-
te weiterhin unverhältnismäßig auf die
südlichen und östlichen EU-Länder ab-

Arbeitskreis der Linksfraktion hatte zum Fachgespräch „Kita und Schule“ eingeladen

gewälzt. Dieses System ist untauglich
und gehört abgeschafft zugunsten ei-
nes solidarischen Ausgleichs zwischen
den EU-Ländern, der nicht auf Kosten
der schutzsuchenden Menschen statt-
finden darf, sondern vor allem auf fi-
nanzieller Ebene geschehen muss“, be-
tonte Sabine Berninger.

In der online-Ausgabe der Süddeut-
schen Zeitung vom 6. September hieß
es: „Man kann sie mit den rechtlichen
Mitteln zwingen, die der EU zur Verfü-
gung stehen. Das läuft nach Lage der
Dinge auf Zwangsgelder und/oder auf
ein Verfahren nach Artikel 7 des EU-Ver-
trags hinaus, wie es Polen gerade we-
gen der Justizreform droht. Am Ende
stünde der Verlust des Stimmrechts, ein
de-facto-Ausschluss aus der EU.“

Die Mitglieder des Arbeitskreises Petitionen der Fraktion DIE LINKE (von links):
Anja Müller, Ronald Hande und Ute Lukasch.                                   Foto: Peter Lahn      



Menschenverachtendes
Gesellschaftsbild
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DAS THEMA

Auf Verlangen der AfD-Fraktion
hat der Thüringer Landtag am 1.
September deren Große Anfrage
„Schusswaffen in Thüringen“ bera-
ten. Für die Fraktion DIE LINKE er-
griff in der Debatte der innenpoliti-
sche Sprecher Steffen Dittes das
Wort. Folgend Auszüge aus dem
Plenarprotokoll:

Die Linke hegt keine generellen Vor-
behalte gegen Sportschützen und Jä-
ger, es geht auch nicht um eine pau-
schale Einschränkung von Freiheit,
wenn man die Entscheidung, eine Waf-
fe zu besitzen, als solche überhaupt
bezeichnen möchte. Es geht um eine
reale Betrachtung der Gefahren und
Missbrauchspotenziale und Risiken,
die durch den Besitz und die Aufbe-
wahrung von Waffen und Munition in
gewöhnlichen Haushalten einfach exi-
stieren. Da unterscheiden wir uns tat-
sächlich – ich denke, da sind wir uns
mit den anderen Fraktionen in diesem
Haus auch einig – ganz diametral von
der AfD. Für uns hat die Sicherheit von
Menschenleben immer einen höheren
Wert als Freizeitinteressen und Ko-
stenersparnisse oder die Gewaltfant-
asien von AfD-Abgeordneten.

Ignoranz gegenüber
Tatsachen und Fakten

Wenn die AfD eher freudig feststellt,
dass mit Schusswaffen in Thüringen im
Jahr 2015 kein einziger Mord verübt
wurde, und damit suggeriert, dass es
keine große Gefahr gibt, die von Men-
schen mit Waffen ausgeht, dann ist
das zynisch. Das offenbart eben auch,
dass die AfD gar nicht willens war, die
Antworten auf ihre Anfrage zu lesen,
um das, was sie ideologisch motiviert,
hier vortragen zu können. Denn tat-
sächlich gibt es wenige Morde in Thü-
ringen, die mit Schusswaffen verübt
werden, 2015 auch keinen einzigen.
Jedoch ist der Anfrage zu entnehmen,
dass in den Jahren 1993 bis 2014 ins-
gesamt 82 Tötungsdelikte in Thüringen
gezählt wurden, bei denen geschossen
wurde. Bundesweit sterben in
Deutschland jedes Jahr rund 70 Men-
schen durch Angriffe oder Unfälle mit
Schusswaffen.

(Zwischenruf Abg. Stefan Möller, AfD:
Mit was für Waffen?)

Hinzu kommen mehrere Hundert
Selbstmorde. Und die Unverfrorenheit
und dieser Zynismus, mit dem Herr
Möller diese Anzahl von Todesopfern
hier relativieren wollte, ist für viele im
Hohen Haus, genauso wie für mich, un-
erträglich. Und weil jetzt die Frage da-
zwischengeworfen wurde, aber von
welchen Waffen ging das denn aus, will
ich das auch sagen: Laut einer Recher-
che von „ZEIT ONLINE“ ging beispiels-
weise im Jahr 2013 die Hälfte der
Schusswaffentoten auf das Konto regi-
strierter Waffen, also legaler und den
Behörden bekannter Waffen.

In der Antwort des Innenministeri-
ums werden 1.233 Hoheitsdelikte in
Thüringen gezählt, also Körperverlet-

Steffen Dittes in der Plenardebatte zur AfD-Anfrage „Schusswaffen in Thüringen“ 

zung, gefährliche, schwere Körperver-
letzungen, bei denen geschossen wur-
de, allein zwischen 2011 und 2015
fast 100 Fälle. 

Hinzu kommen weitere 2.500 Fälle
aus den letzten zwei Jahrzehnten in
Thüringen, bei denen Körperverletzun-
gen stattfanden und dabei Opfer mit
Schusswaffen bedroht wurden, ohne
dass tatsächlich ein Schuss fiel. Auch
ein Blick auf die Bundesebene zeigt
uns, dass das, was die AfD hier vortra-

gen wollte, pure Ideologie ist, denn der
rückläufige Trend der Verwendung von
Schusswaffen hat sich im vergangenen
Jahr aufgehalten; es gab wieder einen
Anstieg auf bundesweit fast 10.000
Fälle. In der Mehrheit der Fälle wurde
geschossen. Die Fälle von gefährlicher
und schwerer Körperverletzung, bei
denen geschossen wurde, sind 2016
gegenüber dem Vorjahr um 25 Prozent
auf 805 Fälle angestiegen. 

Das, was Herr Möller also hier für die
AfD vorgetragen hat, ist im Prinzip
nicht nur ideologisch motiviert gewe-
sen und offenbart ein wirklich men-
schenverachtendes Gesellschaftsbild,
es ist auch einfach nur falsch und gelo-
gen. Auch in Thüringen hat sich aus-
weislich der für 2016 veröffentlichten
Polizeilichen Kriminalitätsstatistik die
Zahl, in denen geschossen worden ist,
verdoppelt auf 175 Fälle. Aber das
ignoriert die AfD. Aber das hat sich be-
reits bei der Fragestellung angedeutet,
wie diese Partei von Ignoranz geprägt
ist gegenüber Tatsachen und Fakten.

Interessant ist natürlich auch, was
die AfD nicht gefragt hat. Denn gefragt
wurde nicht nach der Zahl der Neona-
zis und Reichsbürger in Thüringen, die
legal Waffenbesitzkarten oder Waffen
besitzen. Es wurde auch nicht gefragt
nach der Zahl der Menschen, die durch
Schusswaffen in Thüringen verletzt

wurden, und die Art der Körperverlet-
zung. Es wurde zum Beispiel auch nicht
nach illegalen Waffengeschäften und
Schwarzmärkten von Neonazis und
Rechtspopulisten, die einen Teil der
AfD-Wähler bedienen, gefragt. Das hat
natürlich politische Hintergründe. Das
zeigte ja für Thüringen auch das Bei-
spiel der Internetseite „Migranten-
schreck“. Denn der Betreiber der Seite
aus Erfurt, der dort unverfroren nicht
nur Waffen anbot, sondern auch zu Ge-

lung nachgegangen. Sie hat als Aus-
kunft vom Bundeskriminalamt bekom-
men, dass 536 solche als rechte Straf-
taten zu charakterisierende Straftaten
unter dem Einsatz von Schusswaffen
verübt worden sind. Die Zahlen des
Bundes sind ebenso alarmierend wie
handlungsauffordernd, wonach eben
700 sogenannte Reichsbürger sowie
mindestens 400 Neonazis über waf-
fenrechtliche Erlaubnisse verfügen.

„Zwangspazifizierte und
entwaffnete Gesellschaft“

Und wenn Innenminister nach dem
Mord an einem Polizisten im Oktober
vergangenen Jahres in Mittelfranken
überlegen, dass man – wie der Abge-
ordnete Fiedler (CDU) hier zu Recht
auch angemerkt hat – darüber nach-
denken muss, Reichsbürger tatsäch-
lich zu entwaffnen, kommentiert das
der AfD-Abgeordnete Henke als ein
„altlinkes ideologisches Projekt der
zwangspazifizierten und entwaffneten
Gesellschaft“. 

Ich glaube, hier wird auch deutlich,
dass es eben nicht darum geht, Men-
schen vor Straftaten zu schützen, son-
dern der AfD geht es darum, Neonazis
und Reichsbürger mit Waffen vor dem
Zugriff des Staats zu schützen, und das
werden wir Ihnen nicht durchgehen

lassen. Ich will aber auch deutlich noch
mal auf die legalen Waffen eingehen,
weil wir oftmals in der Diskussion so
eine Trennung haben, dort die gefährli-
chen illegalen Waffen und dort die le-
galen Waffen. 

Aus legalen werden 
illegale Schusswaffen

Auch unter den Waffen von Neonazis
sind viele legale Waffen. Etwa die Hälf-
te der Straftaten in Deutschland wird
mit illegalen Waffen begangen, das
heißt doch schon mal in der Schluss-
folgerung, dass auch bei den legalen
Waffen ein ernsthaftes Bedrohungspo-
tenzial existiert, und das ist auch unab-
hängig von der politischen Orientie-
rung, unabhängig der Mitgliedschaft in
rechten Organisationen. Da verweise
ich auch wieder auf die Antwort des
Ministeriums auf die Anfrage zu sicher-
gestellten Waffen.

(Zwischenruf Abg. Volker Emde, CDU:
Sie reden so lange! Das ist die AfD doch
gar nicht wert!)

Das Thema ist es wert, Herr Emde,
nicht der Fragesteller, aber das Thema.
Ich will aber, weil es tatsächlich ein
wichtiges Anliegen ist, Herr Emde,
deutlich noch mal auf die Möglichkeit
des Umbaus und der Rückveränderung
von Waffen eingehen. So wurden nach
Auskunft des TMIK 2015 29 Schreck-
schuss-, Gas-, Signal-, Salut- oder De-
kowaffen in Thüringen festgestellt, die
umgebaut worden sind. 

Und in den letzten zehn Jahren wa-
ren es fast 250 Fälle in Thüringen, bei
denen illegale Schusswaffen aus lega-
len hergestellt wurden. Ich will auch
mal daran erinnern, falls Ihnen das
nicht mehr in Erinnerung ist: Der
Münchner Amokschütze, der im Juni
2016 neun Menschen tötete, hat laut
Untersuchungsbericht der Sonderkom-
mission mit einer umgebauten Thea-
terdekowaffe die Morde begangen.

Auf einen Punkt will ich noch einge-
hen, auf die vermeintlich kriminellen
Ausländer bei waffenrechtlichen Ver-
stößen. Da hat ja die AfD in ihrer Fra-
gestellung sehr viel Wert darauf gelegt,
das zu erforschen und zu hinterfragen.
Allerdings dürfte die Antwort für die
AfD recht unbefriedigend ausgefallen
sein, denn von den Tatverdächtigen bei
Straftaten mit Schusswaffen waren 90
Prozent deutscher Herkunft bei 750
Tatverdächtigen, im Jahr 2009 bis
2015 waren es sogar über 95 Prozent
und bei sichergestellten Waffen 2009
bis 2016 waren 98 Prozent der Betrof-
fenen Deutsche. 

Das zeigt, dass der offensichtliche
Versuch der AfD, ein Bild vom rechts-
treuen Deutschen zu zeichnen im Ge-
gensatz zum zur Kriminalität neigen-
den Nichtdeutschen wohl fehlgeschla-
gen ist.                                                 

walt und zum Töten von Mi-
grantinnen und Migranten
aufgerufen hat, war nach
FOCUS-Informationen AfD-
Mitglied der ersten Stunde.
Ein Teil des Klientels der
AfD bediente sich bei die-
ser Seite im Shop. Die Zei-
tung „Die Zeit“ hat die Kun-
dendaten analysiert und
sogar AfD-Lokalpolitiker
aus Hamburg, Sachsen-An-
halt, Niedersachsen und
Nordrhein-Westfalen unter
den Waffenkäufern ermit-
telt. Das ist aber kein An-
lass für die AfD, hierzu
Stellung zu nehmen oder
das sogar zu hinterfragen.

Zahlen, die die AfD auch
nicht interessieren, sind
zum Beispiel rechte Straf-
taten unter Einsatz von
Schusswaffen. Das hat al-
lerdings die Bundestags-
fraktion der LINKEN getan
und ist dieser Fragestel-



Kein Bock auf Wahlen? Protest
mit Wahlen? Oder was? – Wahlen
und Abstimmungen als Seismogra-
fen gesellschaftlicher Entwicklun-
gen“. Auf höchst aktuelle Fragestel-
lungen will die Linksfraktion mit ei-
ner Veranstaltung vier Wochen
nach der Bundestagswahl einge-
hen.

Auch in Thüringen und nicht nur
nach Wahlen wird  in der öffentlichen
Diskussion die sinkende bzw. niedrige
Wahlbeteiligung beklagt und als „Kri-
senzeichen“ der (parlamentarischen)
Demokratie gewertet. 

Wahlen – und auch direkt-demokra-
tische Abstimmungen – sind Seismo-
grafen gesellschaftlicher Probleme
und Entwicklungen. Das gilt nicht nur
für die Wahlbeteiligung, sondern auch
für andere Fragen, wie z.B. wer sich an
den Wahlen beteiligt und wer nicht, ob
und wie soziale Ausgrenzungsprozes-
se wirken, wer warum welche inhaltli-
che Wahlentscheidung trifft. All das
sagt Wichtiges über den Zustand der
Gesellschaft aus und welche Probleme
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Während Netzbauer und Netzbe-
treiber feierten - klar, in ihren Kas-
sen klingelt es tüchtig  - war dieser
14. September, an dem die Süd-
west-Kuppelleitung offiziell in Be-
treib ging, für nicht wenige Thürin-
gerinnen und Thüringer ein
schwarzer Tag. Viele Jahre hatten
sie mit allen Mitteln und Möglich-
keiten, mit lauten und leisen, vor
allem mit viel kreativen Protest, ge-
gen diese 380-Kilovolt-Leitung
über den Thüringer Wald gekämpft.

Wie oft haben wir in der UNZ
darüber berichtet und vor allem
auch im Parlamentsreport. Denn
Petra Enders, die „Jeanne d'Arc
vom Thüringer Wald“, wie sie der
Tagesspiegel nannte, war 2004 -
damals Großbreitenbacher Bürger-
meisterin, heute Landrätin des Ilm-
Kreises - in den Thüringer Landtag
gewählt worden. Und sie nutzte ih-
ren  erweiterten Aktionsradius
nach allen Regeln der Kunst, um
gemeinsam mit anderen Engagier-
ten, vor allem mit den Bürgerinitia-
tiven, gegen den Trassenwahnsinn
anzugehen. 

Schließlich zogen sie sogar vor
das     Bundesverwaltungsgericht.
Das lehnte allerdings die Klage
Großbreitenbachs und privater
Grundstücksbesitzer ab, denn die
Kuppelleitung sei von nationaler
Bedeutung. Dabei waren sie ja
nicht nur dagegen. Sie suchten
nach Alternativen, gewannen Wis-
senschaftler, finanzierten Gutach-
ten und organisierten Konferenzen,
z.B. an der Technischen Universität
Ilmenau. „Ja, es tue ihr jeden Tag
weh, wenn sie zur Arbeit fahre und
die Leitung sehe“, so Petra Enders
zum Freien Wort. Aber sie sagt
auch, der Kampf sei nicht umsonst
gewesen. Gewiss, sie waren Pio-
niere einer gesellschaftlichen De-
batte über Sinn und Unsinn des
Netzausbaus und alternative Um-
setzungsmöglichkeiten, wie die
Erdverkabelung. „Andere profitie-
ren jetzt von der Arbeit, die wir ge-
leistet haben. Und das ist gut so“,
meint Petra Enders.                     

Saburre adquireret
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Ein schwarzer Tag 

Alternative Unterstützung kam in Jena und Schmalkalden gut an

wie „Bude“ bauen, Gemüsegarten pfle-
gen oder einem Lagerfeuer, ganz viel
lernen und einfach Kind sein dürfen.

(www.abenteuerspielplatz-jena.de).

Große Freude herrschte auch bei den
Mitgliedern des Blinden- und Sehbehin-
dertenverbandes der Ortsgruppe
Schmalkalden, denen der LINKE-Land-
tagsabgeordnete Roland Hande dieser
Tage eine Spende aus dem Fonds der Al-
ternative 54 der Abgeordneten der
Linksfraktion übergeben konnte. Das
Geld soll vor allem für die Mitgliederbe-
treuung und Öffentlichkeitsarbeit einge-
setzt werden, informierte der Vorsitzen-
de Wolfgang Leffler. 

Seit vielen Jahren organisiert der
Ortsverband  aus dem Inklusionsgedan-
ken    heraus „Miteinander leben, von-
einander lernen“ Informationsveranstal-
tungen in Kindergärten und Schulen, um
so auf die Situation und die Schwierig-

Nach der Eröffnung des diesjährigen
Kulturspektakels auf dem Abenteuer-
spielplatz Jena-Lobeda übergaben der
LINKE-Landtagsabgeordnete Torsten
Wolf, begleitet vom Bundestagsabge-
ordneten Ralph Lenkert, dem neuen
Träger JuMäx e.V. einen Spendenscheck
der Alternative 54 e.V.  Die Spende half,
das Programm des Kulturspektakels,
das sich durch allerhand Wissenswer-
tes, Musik und viele Leckereien aus-
zeichnet, zu unterstützen.

Die beiden Abgeordneten zeigten
sich bei einem Rundgang über das Ge-
lände des Abenteuerspielplatzes er-
freut, dass die Übernahme der Träger-
schaft durch JuMäx e.V. so reibungslos
funktioniert hat und sich schon erste
neue „Bauwerke“ bewundern lassen.
Der Abenteuerspielplatz bleibt somit
ein wichtiger Anlaufpunkt für die Kinder
und Jugendlichen des Stadtteils, auf
dem sie bei verschiedenen Tätigkeiten,

Wahlen als Seismografen
gesellschaftlicher Probleme
Einladung zur Veranstaltung der Linksfraktion zu Fragen u.a. der Wahlbeteiligung

auf Lösung drängen – aber auch viel
darüber, wie demokratisch und fun-
diert die politische Meinungsbildung
und Entscheidungsfindung bei den
Bürgerinnen und Bürgern abläuft, be-
einflusst durch Politiker, Parteien und
Medien. 

Die Parlamente brauchen eine breite
Wahlbeteiligung, wenn sie starke und
wirklich akzeptierte gesellschaftspoli-
tische Akteure in der Demokratie sein
wollen und sein müssen. Für die von
den Parlamenten gewählten Regierun-
gen gilt das genauso.  

Deshalb widmet sich diese Veran-
staltung der LINKE-Fraktion im Thürin-
ger Landtag dem Thema, was Wahlen
uns über den (politischen) Zustand un-
serer demokratischen Gesellschaft
verraten und welche Schlussfolgerun-
gen aus den Ergebnissen dieser Analy-
se gezogen werden sollten – nicht nur
bezogen auf Wahlen, sondern z.B. auch
auf die Ausgestaltung der Parlaments-
arbeit zwischen Wahlen und auf die
Stärkung der direkten Demokratie  -
auch als Unterstützung der  Parlamen-
te.

Die Linksfraktion lädt recht herz-
lich ein zur Veranstaltung am Mitt-
woch, den 25.Oktober,15 bis 19 Uhr
in den Landtag, Käte-Duncker-Saal
(Raum F 201). Programm nach der
Begrüßung durch Fraktionsvorsit-
zende Susanne Hennig-Wellsow:

15.10 Uhr: Alle Staatsgewalt geht
vom Volke aus; Funktionen von Wahlen
und Abstimmungen im demokrati-
schen Sozialstaat. Prof. Dr. Hermann
Heußner, Hochschule Osnabrück

16.00 Uhr: Folgt der sozialen Un-
gleichheit die politische Ungleichheit?
Zum Zusammenhang von sozialer La-
ge, Wahlverhalten und demokratischer
Stabilität. Horst Kahrs, Rosa-Luxem-
burg Stiftung, Berlin

17.10 Uhr :Wechselwirkungen zwi-
schen direkter und parlamentarischer
Demokratie. Dr. Michael Efler, Bundes-
vorstand Mehr Demokratie e.V., Mit-
glied Abgeordnetenhaus Berlin

18.00 Uhr: Die „Mitmach-Demokra-
tie für alle“ stärken. Podiumsdiskussi-
on mit den  Referenten sowie LINKE-
MdL Anja Müller, Sprecherin für Peti-
tionen und Bürgerbeteiligung              

keiten der Blinden und Sehbehinderten
aufmerksam zu machen.   


